
 
Vorschlag SächsUnfEntschVO 

 
Verordnung über die einmalige Unfallentschädigung nach § 47 Abs. 3 SächsBeamtVG 
(Sächsische Unfallentschädigungsverordnung – SächsUnfEntschVO) 
 
Auf Grund von § 47 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes vom 
…(SächsGVBl. S. …) verordnet die Staatsregierung: 

 
§ 1 

Besonders gefahrgeneigte Tätigkeiten 
 
(1) Als besonders gefahrgeneigte Tätigkeiten im Sinne des § 47 Abs. 3 SächsBeamtVG zählen 
unter den in §§ 2 bis 10 genannten Voraussetzungen die Tätigkeiten: 
 
1. von Beamten des Polizeivollzugsdienstes beim Einsatz in den Einsatz- und Aufrufeinheiten 
2. von Beamte des Polizeivollzugsdienstes während des Dienstes auf der Autobahn 
3. von Beamten des Justizvollzugsdienstes mit Gefangenenkontakt 
4. von Beamten des Justizwachtmeisterdienstes im Vorführ- und Sitzungsdienst 
5. der Angehörigen des besonders gefährdeten fliegenden Personals während des Flugdiens-

tes, 
6. als Helm- oder Schwimmtaucher während des besonders gefährlichen Tauchdienstes, 
7. der Angehörigen des besonders gefährdeten Munitionsuntersuchungspersonals während 

des dienstlichen Umgangs mit Munition  
8. als Angehöriger eines Verbandes der Polizei für besondere polizeiliche Einsätze bei einer 

besonders gefährlichen Diensthandlung im Einsatz oder in der Ausbildung dazu und 
9. im Einsatz beim Ein- oder Aushängen von Außenlasten bei einem Drehflügelflugzeug. 
 
(2) Diese Verordnung gilt nur für Dienstunfälle, die nach dem 31. Dezember 2013 eingetreten 
sind. 
 

§ 2 
Einsatz in den Einsatz- und Aufrufeinheiten (§ 1 Nr. 1) 

 
(1) Einsatz- und Aufrufeinheiten sind Kräfte, die unter einheitlicher Führung als Gruppe, Zug, 
Hundertschaft oder Abteilung gegliedert und eingesetzt werden. Zu den Einsatzeinheiten gehö-
ren auch die zur Bewältigung von Einsätzen aus besonderem Anlass gebildeten nichtständigen 
Einsatzeinheiten (Aufrufeinheiten). 
 
(2) Der Einsatz in Einsatz- und Aufrufeinheiten beginnt mit der Einsatzbewältigung am Einsatz-
ort und endet mit der Entlassung aus dem Einsatz durch den Polizeiführer. 
 

§ 3 
Dienst auf der Autobahn (§ 1 Nr. 2) 

 
Dienst auf der Autobahn sind dienstliche Tätigkeiten auf Autobahnen und ähnlichen Straßen 
sowie dazugehörige Ein- und Ausfahrten. Ähnliche Straßen im Sinne von Satz 1 sind Straßen 
außerhalb geschlossener Ortschaften mit Fahrbahnen für eine Richtung, die durch Mittelstreifen 
oder sonstige bauliche Einrichtungen getrennt sind, sowie Straßen außerhalb geschlossener 
Ortschaften, die mindestens zwei durch Fahrstreifenbegrenzung oder durch Leitlinien markierte 
Fahrstreifen für jede Richtung haben. 
 

§ 4 
Beamte des Justizvollzugsdienstes mit Gefangenenkontakt (§ 1 Nr. 3) 
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Gefangenenkontakt liegt vor, wenn sich der Beamte bei der Wahrnehmung seiner dienstlichen 
Aufgaben im Justizvollzug innerhalb oder außerhalb der Justizvollzugsanstalten in unmittelbarer 
räumlicher Nähe zum Gefangenen befindet. Umfasst sind insbesondere  
1. die Führung von Gesprächen mit oder die Anleitung von Gefangenen, 
2. die Wahrnehmung sonstiger Aufgaben im Zusammenhang mit der Betreuung oder Versor-

gung von Gefangenen oder 
3. die Wahrnehmung von vollzuglichen Sicherungsaufgaben zur Erhaltung der Sicherheit und 

Ordnung. 
 

§ 5 
Beamte des Justizwachtmeisterdienstes im Vorführ- und Sitzungsdienst (§ 1 Nr. 4) 

 
Vorführ- und Sitzungsdienst ist jeder Dienst in den Hauptverhandlungen und sonstigen Termi-
nen der Gerichte, auch außerhalb der Gerichtsstelle. Eingeschlossen sind insbesondere  
1. der Vollzug sitzungspolizeilicher Maßnahmen nach den Weisungen des Vorsitzenden, bei 

dessen Abwesenheit und Verhinderung erforderlichenfalls aus eigenem Entschluss,  
2. die Beaufsichtigung und Vorführung der Gefangenen nach Maßgabe der Verwaltungsvor-

schrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz zur Gewährleistung der Sicherheit bei 
der Aus- und Vorführung von Gefangenen (VwV Aus- und Vorführung – VwVAusuVor) vom 
21. September 2001 sowie der Bewachung in Haft genommener oder auf besonderer An-
ordnung zu beaufsichtigender Personen innerhalb des Justizgebäudes und  

3. die zwangsweise Vorführung von Personen, insbesondere eines Zeugen oder einer Partei, 
auf Anordnung des Gerichts, soweit damit nicht ein Gerichtsvollzieher beauftragt wird.  

 
§ 6 

Besonders gefährdetes fliegendes Personal während des Flugdienstes (§ 1 Nr. 5) 
 

(1) Flugdienst im Sinne von § 1 Nr. 5 ist jeder Aufenthalt, der an Bord eines Luftfahrzeuges zur 
Durchführung eines Flugauftrages oder eines sonstigen dienstlichen Auftrages vom Beginn des 
Starts bis zur Beendigung der Landung erforderlich ist. 
 
(2) Der Start beginnt nach der Freigabe zum Start oder aus eigenem Entschluss des verant-
wortlichen Luftfahrzeugführers mit der Bewegung des Luftfahrzeuges zum Zwecke des Abhe-
bens und endet mit Erreichen der Reiseflughöhe oder der durch Flugauftrag vorgeschriebenen 
Mindestflughöhe. Die Landung beginnt mit der Freigabe zur Landung oder aus eigenem Ent-
schluss des verantwortlichen Luftfahrzeugführers und endet bei Starrflüglern mit dem Verlassen 
der Start- und Landebahn, bei Drehflüglern mit dem Aufsetzen oder dem Ausrollen. 
 
(3) Zum Flugdienst gehören auch  
1. bei Luftfahrzeugen mit Strahl- oder Turbinenantrieb  

a) das Rollen, Schweben oder Anschwimmen von der Park- zur Startposition und das Rol-
len, Schweben oder Abschwimmen nach dem Verlassen der Start- und Landebahn oder 
des Landepunktes zur Parkposition, 

b) der Betrieb im Stand vom Anlassen des Triebwerkes bis zum Stillstand des Triebwerkes 
sowie die Bewegung bei laufendem Triebwerk zum Zwecke von Funktionsprüfungen 
oder Positionswechsel, 

2. bei Starrflüglern mit Kolbentriebwerk das Rollen auf nicht ordnungsgemäß ausgebauter und 
befestigter Oberfläche, die nicht durch Angehörige des Flugbetriebspersonals oder durch 
einen Luftfahrzeugführer vorher erkundet ist, 

3. im Luftnotfall der Absprung mit dem Fallschirm und 
4. im Luftrettungsdienst oder in der Ausbildung dazu Dienstverrichtungen im Gefahrenbereich 

der Rotoren eines Drehflüglers oder beim Abseilen oder Aufseilen an einem Drehflügler. 
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(4) Angehörige des besonders gefährdeten fliegenden Personals sind Beamte, die  
1. zur Besatzung eines Starrflüglers mit Strahl- oder Turbinenantrieb gehören, 
2. in der Ausbildung zum Angehörigen der Besatzung, zum Fluglehrer oder zum Testpiloten 

stehen oder auf einen anderen Luftfahrzeugtyp umgeschult werden, 
3. zum Lehrpersonal für die fliegerische Ausbildung oder zum Prüfpersonal für die Abnahme 

fliegerischer Prüfungen gehören, 
4. Dienstverrichtungen nach Abs. 3 vornehmen, 
5. einen besonders gefährlichen Auftrag (Abs. 5) durchführen oder 
6. zur Besatzung eines Luftfahrzeuges gehören, das sich in einem besonders gefährlichen 

Flug- oder Betriebszustand (Abs. 6) befindet, 
Für Beamte, die auf Grund eines dienstlich erteilten Auftrages in einem Luftfahrzeug des Bun-
des, eines Landes oder der verbündeten Streitkräfte mitfliegen, gilt Satz 1 sinngemäß. 
 
(5) Ein besonders gefährlicher Auftrag im Sinne von Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 liegt vor bei vorge-
schriebenen Flügen  
1. in einer Flughöhe von weniger als 500 Meter über Grund, 
2. mit Verlastung oder Abwurf von Gegenständen, 
3. im Luftrettungseinsatz, dessen Durchführung mit einer besonderen Lebensgefahr verbun-

den ist, 
4. im Langsamflug, Kunstflug oder Verbandsflug, 
5. zur Durchführung von Messungen im Rahmen der Flugsicherung oder Wettererkundung 

(Messflug), 
6. im Gebirge bei einem seitlichen Abstand von weniger als 20 Meter zu einer Steilwand, 
7. zur Erprobung oder zum Nachfliegen von neuen Luftfahrzeugtypen oder Luftfahrzeugen im 

Rahmen einer beabsichtigten Änderung des bisherigen Verwendungszwecks, 
8. zur Abnahme von neuen Luftfahrzeugen, 
9. zur Überprüfung von überholten Luftfahrzeugen oder neuen oder erneuerten wesentlichen 

Luftfahrzeugteilen, 
10. zur Durchführung von Triebwerks- und Geräteerprobungen. 
Einem besonders gefährlichen Auftrag im Sinne von Nr. 1, 3, 4 und 6 stehen die Fälle gleich, in 
denen sich abweichend von dem erteilten Flugauftrag die Notwendigkeit der dort bezeichneten 
Flugarten erst nach dem Start auf Grund der die Flugbedingungen beeinflussenden Umstände 
ergibt. 
 
(6) Ein besonders gefährlicher Flug- oder Betriebszustand im Sinne von Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 
liegt vor  
1. für die Dauer des Start- und Landevorganges (Absatz 2), 
2. für die Dauer eines zur Durchführung des Flugauftrages notwendigen Durchfliegens von 

Schlechtwettergebieten, wenn das Luftfahrzeug nach Instrumentenflugregeln fliegen muss, 
oder 

3. wenn das Luftfahrzeug steuerungsunfähig ist. 
 

§ 7 
Helm- und Schwimmtaucher (§ 1 Nr. 6) 

 
(1) Beamte, die zu Unterwasserarbeiten mit einem Helmtauchgerät ausgebildet, in Übung 
gehalten oder eingesetzt werden, sind Helmtaucher. Beamte, die zu Unterwasserarbeiten mit 
einem Leichttauchgerät ausgebildet, in Übung gehalten oder eingesetzt werden, sind Schwimm-
taucher. 
 
(2) Besonders gefährlicher Tauchdienst ist jede Dienstverrichtung 
1. des Helmtauchers vom Schließen bis zum Öffnen des Helmfensters und 
2. des Schwimmtauchers vom Aufsetzen bis zum Absetzen der Schwimmmaske. 
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§ 8 
Munitionsuntersuchungspersonal (§ 1 Nr. 7) 

 
(1) Beamte, die zur Untersuchung von Munition dienstlich eingesetzt, und Beamte, die dabei als 
Hilfskräfte tätig sind, gehören während des dienstlichen Umgangs mit Munition (Absatz 3) zum 
besonders gefährdeten Munitionsuntersuchungspersonal. 
 
(2) Munition sind alle Gegenstände, die Explosivstoffe enthalten oder aus Explosivstoffen be-
stehen. Zur Erzeugung von Feuer, Rauch und künstlichem Nebel oder einer anderen Wirkung 
können die Gegenstände auch andere Stoffe enthalten. 
 
(3) Dienstlicher Umgang mit Munition ist das dienstlich angeordnete Untersuchen (Prüfen und 
Feststellen des Zustandes) von Munition, deren Zustand zweifelhaft oder deren Herkunft unbe-
kannt ist. Dazu gehören alle Dienstverrichtungen, die mit der Untersuchung im Zusammenhang 
stehen, insbesondere das Suchen, Markieren, Freilegen, Befördern, Zerlegen und Vernichten 
sowie das Entfernen, Auswechseln und Hinzufügen von Teilen. 
 

§ 9  
Angehörige von Verbänden für besondere polizeiliche Einsätze (§ 1 Nr. 8) 

 
(1) Polizeivollzugsbeamte, die in den zur Bekämpfung schwerer Gewaltkriminalität gebildeten 
Verbänden der Polizei dienstlich eingesetzt oder ausgebildet werden, sind Angehörige von Ver-
bänden für besondere polizeiliche Einsätze. Entsprechendes gilt für andere Beamte, die ge-
meinsam mit den in Satz 1 bezeichneten Beamten oder wie diese besonders zur Bekämpfung 
schwerer Gewaltkriminalität eingesetzt oder ausgebildet werden. 
 
(2) Besonders gefährlich ist eine Diensthandlung, die beim besonderen polizeilichen Einsatz zur 
Bekämpfung schwerer Gewaltkriminalität oder in einer Sonderausbildung dazu vorgenommen 
wird und nach der Art des Einsatzes oder der Sonderausbildung über die im Polizeidienst übli-
che Gefährdung hinausgeht. 
 

§ 10 
Einsatz beim Ein- oder Aushängen von Außenlasten bei einem Drehflügelflugzeug (§ 1 

Nr. 9) 
 

Beamte, die unter einem schwebenden Drehflügelflugzeug Außenlasten an diesem Flugzeug 
ein- oder aushängen oder die Verbindung einer Steuerleitung zwischen Flugzeug und Außen-
last herstellen oder lösen, befinden sich im Einsatz im Sinne des § 1 Abs. 9. Der Einsatz um-
fasst auch die Ausbildung und Erprobung. 
 

§ 11 Andere Angehörige des öffentlichen Dienstes 
 

Für Beschäftigte, zu deren Dienstobliegenheiten Tätigkeiten der in § 1 Nr. 1 bis 9 bezeichneten 
Art gehören, gelten die §§ 2 bis 10 entsprechend. 
 
 

§ 12 Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2014 in Kraft. 
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Begründung 
 
Allgemeiner Teil 
 
§ 47 Abs. 3 SächsBeamtVG sieht die Gewährung der einmaligen Unfallentschädigung auch für 
Beamte vor, die in Ausübung einer besonders gefahrgeneigten Tätigkeit einen Dienstunfall er-
leiden. Die umfassten Personen und die besonders gefahrgeneigten Tätigkeiten sollen durch 
eine Rechtsverordnung der Staatsregierung bestimmt werden. Ein Katalog der gefahrgeneigten 
Tätigkeiten bisher gesetzlich in § 43 Abs. 3 BeamtVG geregelt und in der Verordnung über die 
einmalige Unfallentschädigung nach § 43 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes näher be-
stimmt. Um sich ändernde Gegebenheiten in Zukunft besser berücksichtigen zu können, sollen 
die entsprechenden Tatbestände – unter Berücksichtigung der sächsischen Verhältnisse – zu-
künftig komplett per Rechtsverordnung definiert werden. 
 
 
Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu § 1 Besonders gefahrgeneigte Tätigkeiten 
 
§ 1 legt fest, welche Tätigkeiten als besonders gefahrgeneigt im Sinne des § 47 Abs. 3 Sächs-
BeamtVG gelten. Der Katalog entspricht weitgehend der bisher in § 43 Abs. 3 BeamtVG enthal-
tenen Aufzählung mit folgenden Ausnahmen: 
 
- Entfallen ist die Tätigkeit im Bergrettungsdienst (bisher § 43 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG). 

Hierfür liegen in Sachsen keine Anwendungsfälle vor. 
- Zusätzlich wurden die Tätigkeiten von Beamten des Polizeivollzugsdienstes beim Einsatz in 

den Einsatz- und Aufrufeinheiten, von Beamten des Polizeivollzugsdienstes während des 
Dienstes auf der Autobahn sowie von Beamten des Justizvollzugsdienstes mit Gefangenen-
kontakt und von Beamten des Justizwachtmeisterdienstes im Vorführ- und Sitzungsdienst. 

 
bei Vorliegen der in den §§ 2 bis 10 genannten Voraussetzungen die Tätigkeiten gelten die in 
§ 1 aufgeführten Tätigkeiten als besonders gefahrgeneigte Tätigkeit im Sinne des § 47 Abs. 3 
SächsBeamtVG. 
 
Zu § 2 Einsatz in den Einsatz- und Aufrufeinheiten (§ 1 Nr. 1) 
 
Die Polizeibeamten in den Einsatzeinheiten sind im Rahmen von Einsätzen, insbesondere im 
Zusammenhang mit Fußballspielen und Versammlungen/Demonstrationen, häufig einem hohen 
Gewaltpotential ausgesetzt. Die Einsatzeinheiten kommen zudem als Interventionskräfte auch 
bei weiteren Einsatzlagen mit gewalttätigem Verlauf (z. B. Blockaden, Hausbesetzungen, Ver-
anstaltungen) zum Einsatz. Das Risiko gesundheitlicher Schäden zum Nachteil der Polizeibe-
amten ist im Zuge gewalttätiger Auseinandersetzungen besonders hervorzuheben. 
 
Zu § 3 Dienst auf der Autobahn (§ 1 Nr. 2) 
 
Auf Autobahnen und ähnlichen Straßen werden im Regelfall hohe Geschwindigkeiten gefahren. 
Daher sind dienstliche Tätigkeiten auf diesen Straßen, wie beispielsweise das Absichern einer 
Einsatzstelle, mit einem hohen Gefährdungspotential verbunden und den besonders gefahrge-
neigten Tätigkeiten zuzurechnen. 
 
In der Regelung wird auf die Tätigkeit auf Autobahnen und nicht auf die Zugehörigkeit der Be-
amten zur Autobahn abgestellt, weil auf Autobahnen und ähnlichen Straßen auch Beamte zum 
Einsatz gelangen (z. B. auf einer Dienstfahrt als Ersthelfer der im Rahmen eines Unterstüt-
zungseinsatzes), die nicht der Autobahnpolizei angehören. 
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Daneben ist die Regelung auch auf Tätigkeiten auf autobahnähnlich ausgebauten Straßen im 
Sinne von §  3 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. c der Straßenverkehrsverordnung (StVO) in Verbindung mit 
§ 1 Nr. 2 und 3 der Verordnung über eine allgemeine Richtgeschwindigkeit auf Autobahnen und 
ähnlichen Straßen (Autobahn-Richtgeschwindigkeits-V) anzuwenden. Diese ähnlichen Straßen 
werden den Autobahnen in den genannten Vorschriften hinsichtlich der Geschwindigkeitsrege-
lung gleichgestellt. Insofern gilt dort im Regelfall kein Tempolimit. Aus den damit verbundenen 
hohen Geschwindigkeiten resultiert das gleiche Gefährdungspotential wie auf Autobahnen. 
 
Darüber hinaus sind ebenfalls die dazugehörigen Ein- und Ausfahrten von der Regelung um-
fasst, da auch diese Straßenabschnitte ein hohes Risikopotential aufweisen. Dieses ergibt sich 
insbesondere aus den hohen Geschwindigkeiten durch einerseits starkes Beschleunigen beim 
Einfahren und durch andererseits nur geringes Verzögern beim Ausfahren. Zwar sind de Berei-
che der Anschlussstellen durch die entsprechende Beschilderung den Autobahnen und ähnli-
chen Straßen im Regelfall zugehörig, aus Klarstellungsgründen wird jedoch eine entsprechende 
Regelung vorgesehen. 
 
Ebenso sind durch die Formulierung des § 3 Diensthandlungen umfasst, bei denen aufgrund 
von Verwaltungsabkommen mit benachbarten Bundesländern sächsische Beamte der Auto-
bahnpolizei in einigen Teilabschnitten der Autobahn auch auf landesfremden Territorien plan-
mäßig tätig werden. 
 
Zu § 4 Beamte des Justizvollzugsdienstes mit Gefangenenkontakt (§ 1 Nr. 3) 
 
Beamte des Justizvollzugsdienstes sind durch die unmittelbare Nähe zu Strafgefangenen einem 
hohen Gefährdungspotential ausgesetzt, so dass ein besonderer Schutz dieser Bediensteten 
erforderlich erscheint.  
 
Zu § 5 Beamte des Justizwachtmeisterdienstes im Vorführ- und Sitzungsdienst (§ 1 Nr. 4) 
 
Eine besondere Gefährdung der genannten Beamten des Justizwachtmeisterdienstes ergibt 
sich ebenfalls aus dem direkten Kontakt mit schwierigen Klienten. 
 
Zu §§ 6 bis 11 
 
Diese Vorschriften übernehmen unverändert die entsprechenden Regelungen aus der Verord-
nung über die einmalige Unfallentschädigung nach § 43 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgeset-
zes. 
 
Zu § 12 Inkrafttreten 
 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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